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wie diese Kenntnisse und Erfahrungen gebündelt und 
ausgetauscht werden können; 

wie die verfügbaren Kenntnisse verbessert und in al­
len Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer Gesundheitspo­
litik zugänglich und nutzbar gemacht werden kön­
nen; 

— wie sich die Bemühungen um Klärung der Zusam­
menhänge zwischen Gesundheit und Umwelt fördern 
lassen; 

ERSUCHEN die Kommission, dem Rat regelmäßig, und 
zwar erstmals — unter Einschluß der obengenannten Be­
standsaufnahme — vor 1994, über den Stand der Arbei­
ten Bericht zu erstatten. 

ENTSCHLIESSUNG DES RATES UND DER IM RAT VEREINIGTEN MINISTER FÜR 

DAS GESUNDHEITSWESEN 

vom 11. November 1991 

zur Behandlung und Wiedereingliederung von Drogenabhängigen im Strafvollzug 

(91/C 304/07) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 
UND DIE IM RAT VEREINIGTEN MINISTER FÜR DAS 
GESUNDHEITSWESEN — 

in der Erwägung, daß der Mißbrauch von Suchtstoffen 
und anderen psychotropen Substanzen ein schwerwie­
gendes soziales Problem für die Mitgliedstaaten darstellt, 

in der Auffassung, daß der Umfang und die Komplexität 
dieses Problems in engem Zusammenhang steht mit den 
sozio-kulturellen, rechtlichen, medizinischen, sozio-psy-
chologischen und wirtschaftlichen Verhältnissen in den 
Mitgliedstaaten, 

in Anbetracht dessen, daß diese Verhältnisse, die in den 
einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich sein können, 
sich auf die Drogenbekämpfungspolitik der Mitgliedstaa­
ten auswirken, 

in der Erkenntnis, daß neben diesen nationalen Merkma­
len der Abhängigkeitsproblematik auch — und zwar in 
zunehmendem Maße — eine grenzüberschreitende und 
internationale Dimension der Problematik der Drogen­
abhängigkeit festzustellen ist, 

unter Berücksichtigung der einschlägigen medizinischen 
und sozialen Zielsetzung, die in dem europäischen Dro­
genbekämpfungsplan (Abschnitt III.A.2.D) festgelegt 
wurde, daß nämlich die Behandlung und Wiedereinglie­
derung von Drogenabhängigen im Strafvollzug mittels 
medizinischer und sozialer Unterstützung sowohl in Ge­
fängnissen als auch — sofern vorhanden — in alternati­
ven Strafvollzugssystemen zu fördern ist, 

sind der Auffassung, daß das Problem der Drogenabhän­
gigkeit auch von der Drogennachfrageseite her in An­
griff genommen werden muß und daß es sich dabei um 

ein Tätigkeitsfeld von gemeinsamem Interesse handelt, 
für das sowohl die Gesundheits-, als auch die Justizmini­
ster zuständig sind; sie sind ferner der Auffassung, daß 
wirksames Handeln in diesem Bereich eine enge Zusam­
menarbeit der verschiedenen betroffenen Gremien vor­
aussetzt, 

unter Berücksichtigung der Tätigkeiten und Sitzungen 
anderer Gremien, insbesondere der Pompidou-Gruppe, 
betreffend diesen Fragenkomplex, 

unter Bezugnahme auf die Schlußfolgerungen des Rates 
und der im Rat vereinigten Minister für das Gesund­
heitswesen vom 4. Juni 1991 zu weiteren Maßnahmen 
zur Verringerung der Drogennachfrage, wonach die 
Kommission beauftragt wurde, regelmäßige Berichte 
über die Maßnahmen zur Verringerung der Drogen­
nachfrage zu erstellen — 

KOMMEN ÜBEREIN, daß im Rahmen der Verringerung 
der Drogennachfrage besonderes Augenmerk zu richten 
ist auf eine systematische Bestandsaufnahme der sozio-
sanitären Politiken, Maßnahmen und Aktionen der Mit­
gliedstaaten gegenüber Personen, die sich im Strafvoll­
zug befinden oder in Institutionen, die unter gerichtli­
cher Aufsicht stehen, 

ERSUCHEN die Kommission, diese systematische Be­
standsaufnahme im Rahmen der genannten Berichte in 
enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten durchzu­
führen, 

ERSUCHEN die Kommission ferner, den Gedanken- und 
Erfahrungsaustausch auf diesem Gebiet — wenn möglich 
durch eine eigens hierfür veranstaltete Konferenz — zu 
fördern. 


